
           Anlage 5 
 
 
Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften Hackstraße 2 / 
Stöckachplatz im Stadtbezirk Stuttgart-Ost (Stgt 289) 
 
Stellungnahme der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange zur Beteili-
gung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Behörde / Trä-
ger öffentli-
cher Belange 
 

Stellungnahme Stellungnahme 
der Verwaltung 

Berück-
sichtigt 

 Ja nein 
Amt für Um-
weltschutz 
 

Naturschutz 
Das Gebiet, in dessen Teilbereich der 
Bebauungsplan aufgestellt wird, wurde 
2011 faunistisch untersucht und das Gut-
achten hat die reguläre Gültigkeit von 5 
Jahren überschritten. Aufgrund der dama-
ligen Ergebnisse und wenig Veränderun-
gen in dem Gebiet, kann dieses Gutach-
ten für die Beurteilung der Artenschutzbe-
lange für diesen Bereich verwendet wer-
den. 
  
Mit der Aufarbeitung in der Begründung 
und den Festsetzungen sind wir im We-
sentlichen einverstanden. Neuere fachli-
che Erkenntnisse zeigen allerdings, dass 
Kästen von Mauerseglern (Bsp. Schweg-
ler Typ Nr. 17A dreifach) aufgrund der 
größeren Abstände zwischen den  
Einflugöffnungen von Haussperlingen 
besser angenommen werden. In der Be-
gründung ist daher auf S. 10 der letzte 
Satz im 2. Absatz: 
 

„Als Interimsmaßnahme sind während 
und auf die Dauer der Bauzeit be-
schränkt an angrenzenden Gebäuden, 
die vom Abriss nicht betroffen sind, 2 
Sperlingskoloniehäuser (z.B. Schweg-
ler 1 SP oder gleichwertig) sowie nach 
Beendigung der Baumaßnahme an 
den neu errichteten Gebäuden eben-
falls 3 entsprechende Nisthilfen für den 
Haussperling anzubringen.“ 

in Nachfolgendes zu ändern 
„Als Interimsmaßnahme sind während 
und auf die Dauer der Bauzeit be-

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde ange-
passt 
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schränkt an angrenzenden Gebäuden, 
die vom Abriss nicht betroffen sind, 2 
Koloniehäuser (z.B. Schwegler Typ. 
17A dreifach) sowie nach Beendigung 
der Baumaßnahme an den neu errich-
teten Gebäuden ebenfalls 3 entspre-
chende Nisthilfen für den Haussperling 
(z.B. Schwegler Typ. 17A dreifach) an-
zubringen.“ 
 

Äquivalent ist die artenschutzrechtliche 
Festsetzung in den „Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB“ für den Haussper-
ling zu ändern. 
 

Immissionsschutz  
Die benachbarte Tankstelle darf derzeit 
entsprechend der Erlaubnis nur zwischen 
6.00 Uhr und 22.00 Uhr betrieben wer-
den. Eine Öffnungsklausel erlaubt einen 
Nachtbetrieb, falls durch ein Lärmgutach-
ten der Nachweis für die Einhaltung des 
nächtlichen Immissionsrichtwertes er-
bracht wird. Aus den letzten zehn Jahren 
liegen uns keine Beschwerden vor. 
Allerdings rückt nun eine neue Mischnut-
zung mit Wohnungen nahe an die Tank-
stelle heran. In einer ersten Einschätzung 
gehen wir davon aus, dass der Immissi-
onsrichtwert am Tage eingehalten wird; in 
der Nachtzeit können wir eine Über-
schreitung nicht ausschließen. Um eine 
genaue Aussage treffen zu können, emp-
fehlen wir eine schalltechnische Untersu-
chung. 
 
Falls eine Tiefgaragenzufahrt vorgesehen 
ist, sollte diese auf kürzestem Wege von 
der öffentlich gewidmeten Straße direkt in 
den eingehausten Bereich führen. Je 
nach Lage der Tiefgaragenzufahrt ist ge-
gebenenfalls eine schalltechnische Un-
tersuchung notwendig. In einer ersten 
Einschätzung gehen wir allerdings davon 
aus, dass diesbezüglich kein Immissions-
konflikt zu erwarten ist.  
 
Weiterhin ist im Plangebiet ein Vollsorti-
menter mit entsprechenden Lärmquellen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung in 
der Begründung 
ist ausreichend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach der nun 
vorliegenden 
Geräu-
schimmissions-
prognose vom 
10. August 
2017, soll die 
Nachtbeliefe-
rung der Tank-
stelle untersagt 
werden. Das 
Amt für Umwelt-
schutz setzt ei-
ne entspre-
chende Unter-
lassungsauffor-
derung durch. 
 
Zur Vermeidung 
von Richtwert-
überschreitun-
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wie Besucherverkehr, Kühlaggregaten 
und Anlieferungszone vorgesehen.  
Die schalltechnische Untersuchung wur-
de von 36-4 ausgeschrieben; die Angebo-
te liegen 36 und dem Stadtplanungsamt 
vor. Ein schalltechnisches Gutachten ha-
ben wir im Rahmen dieser Beteiligung 
nicht erhalten. 
 
Stadtklima, Lufthygiene  
Hinsichtlich der stadtklimatischen Belan-
ge bestehen keine weiteren Anmerkun-
gen. Wie auch im Rahmen der vorange-
gangenen Beteiligung, zuletzt zum Auf-
stellungsbeschluss dargelegt, bedarf die 
vorliegende lufthygienische Situation ei-
ner besonderen Berücksichtigung. 
 
Eine Einschätzung der lufthygienischen 
Situation am Standort ermöglichen für 
das Stadtgebiet Stuttgart durchgeführte 
Immissionsberechnungen entlang der 
Hauptverkehrsstraßen (Ingenieurbüro 
Lohmeyer GmbH & Co. KG im Auftrag 
des Amts für Umweltschutz, 
Mai/September 2016). Demnach werden 
in dem zu betrachtenden Abschnitt ent-
lang Stöckachplatz und Hackstraße an 
der straßennahen Randbebauung Über-
schreitungen des gültigen Jahresgrenz-
werts zum Schutz der menschlichen Ge-
sundheit der 39. BImSchV (Verordnung 
über Luftqualitätsstandards und Emissi-
onshöchstmengen) für Stickstoffdioxid 
(NO2) von 40 µg/m³ festgestellt. Dort 
werden NO2-Immissionen bis 49 µg/m³ im 
Jahresmittel berechnet. Für Feinstaub 
(PM10) werden keine Überschreitungen 
des gültigen Jahresgrenzwertes von 40 
µg/m³ prognostiziert, es werden Konzent-
rationen bis 24 µg/m³ im Jahresmittel be-
rechnet. Auch ist von einer Einhaltung der 
zulässigen Anzahl von 35 Überschreitun-
gen im Kalenderjahr des Tagesmittel-
grenzwertes von 50 µg/m³ auszugehen. 
Mit zunehmender Höhe ist an der stra-
ßenzugewandten Gebäudefront eine Ab-
nahme der Belastungssituation zu erwar-
ten. 

 
 

gen ist eine 
Einhausung der 
Tiefgaragen-
rampe notwen-
dig. Die Fest-
setzungen und 
Begründung 
wurde ange-
passt. Ein ge-
sondertes 
schalltechni-
sches Gutach-
ten ist auf Ebe-
ne der Bebau-
ungsplanung 
nicht erforder-
lich, eine ab-
schließende 
Prüfung erfolgt 
im Baugeneh-
migungsverfah-
ren. 
      
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Festsetzungen 
und Begrün-
dung wurden 
angepasst. 
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Zumindest für die im Erdgeschoss und 1. 
Obergeschoss straßenzugewandt befind-
lichen Aufenthalts- und Schlafräume sind 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen aufgrund der 
Kfz-bedingten Luftschadstoffe vorzuse-
hen. Diese sind in einer Festsetzung 
nach § 9 (1) 24 zu verankern. Für die ge-
nannten Bereiche ist eine Versorgung mit 
Frischluft aus lufthygienisch weniger be-
denklichen Bereichen sicherzustellen o-
der der Ausschluss von Aufenthalts- und 
Schlafräume über eine Grundrissbindung 
festzulegen. Grundsätzlich wird der Aus-
schluss von Wohnnutzung in Belastungs-
bereichen, die das Grenzwertniveau 
übersteigen, empfohlen. 
 
Alternativ ist erneut eine vertiefende Luft-
schadstoffuntersuchung zu empfehlen, 
die die erforderlichen Vorkehrungen zum 
Schutz empfindlicher Nutzungen detail-
lierter lokalisiert. Unbenommen ist die 
Kennzeichnung nach § 9 (5) 1 BauGB 
unverändert beizubehalten. 
 
 
Verkehrslärm  
Derzeit können zum o. g. B-Plan noch 
keine Aussagen gemacht werden, da ein 
wesentlicher Bestandteil der Unterlagen 
(das Schallgutachten) noch nicht fertig-
gestellt ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Rückspra-
che mit dem 
Amt für Umwelt-
schutz reicht es 
aus, dass die 
Maßgaben nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 
24 BauGB in 
den Bebau-
ungsplan auf-
genommen 
wurden.  
Eine Konkreti-
sierung erfolgt 
im Baugeneh-
migungs-
verfahren.  
 
 
Eine Geräu-
schimmissions-
prognose vom 
25.Oktober 
2017 hat erge-
ben, dass an 
der im Plange-
biet möglichen 
Bebauung die 
schalltechni-
schen Orientie-
rungswerte 
der DIN 18005 
am Tag und in 
der Nacht deut-
lich überschrit-
ten werden. Aus 
diesem Grund 
sind Lärm-
schutzmaß-
nahmen zum 
Schutz der An-
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Energie, Grundwasserschutz, Altlas-
ten/Schadensfälle, Bodenschutz und 
Abwasserbeseitigung 

Keine Hinweise 
 

wohner vor Ver-
kehrslärm erfor-
derlich. 
Aufgrund der 
innerstädtischen 
Lage sind pas-
sive Schall-
schutzmaß-
nahmen gemäß 
DIN 4109 um-
zusetzen. 
Gemäß § 9 Abs. 
5 Nr. 1 BauGB 
wird der Gel-
tungsbereich als 
Fläche gekenn-
zeichnet, bei 
deren Bebau-
ung besondere 
bauliche Vor-
kehrungen  
gegen Ver-
kehrsimmissio-
nen zu treffen 
sind. 
 
Kenntnisnahme 
 

BUND Regio-
nalverband 
Stuttgart 
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
- 

 

Deutsche Bahn 
AG, DB Immo-
bilien Region 
Südwest 
 

„Die Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, 
als von der DB Netz AG bevollmächtigtes 
Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit 
folgende Gesamtstellungnahme der DB 
AG als Träger öffentlicher Belange und 
aller Unternehmensbereiche zum o.g. 
Verfahren: 
 
Durch das Bebauungsplanverfahren wer-
den die Belange der DB AG und ihrer 
Konzernunternehmen nicht berührt. Wir 
haben daher weder Bedenken noch An-
regungen vorzubringen. Auf die durch 
den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung 
der Bahnanlagen entstehenden Immissi-
onen (insbesondere Luft- und Körper-
schall usw.) wird vorsorglich hingewiesen. 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 



 
Eine weitere Beteiligung in diesem Ver-
fahren halten wir nicht für erforderlich. 
 

Deutsche Tele-
kom AG T-Com 
Technische Inf-
rastruktur 
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
- 

 

Eisenbahn-
Bundesamt 
 

„Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zu-
ständige Planfeststellungsbehörde für die 
Betriebsanlagen und die Bahnstromfern-
leitungen (Eisenbahninfrastruktur) der 
Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als 
Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen 
bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 
des Gesetzes über die Eisenbahnver-
kehrsverwaltung des Bundes (Bundesei-
senbahnverkehrsverwaltungsgesetz – 
BEVVG) berühren. 
 
Die Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes werden von der Planung 
berührt, es bestehen Bedenken: 
Der Planbereich liegt innerhalb der Plan-
feststellungsgrenze des Projekts S 21 
 
Aufgrund dessen besteht eine gesetzliche 
Veränderungssperre nach § 19 AEG. 
Hiernach dürfen auf den von der Plan-
feststellung betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Inanspruchnahme „wesentlich wert-
steigernde oder die geplanten Baumaß-
nahmen erheblich erschwerende Verän-
derungen“ nicht vorgenommen werden 
(Veränderungssperre).“ 
 
 
 
 

Nach Einsicht 
der Pläne des 
Projekts S 21 
gilt für den 
Planbereich 
keine Verände-
rungssperre.  

  

Gesundheits-
amt 
 

„Keine Einwände. Um weitere Beteiligung 
am Verfahren wird gebeten.“ 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

Handwerks-
kammer Region 
Stuttgart 
 

„zu diesem Bebauungsplan haben wir 
keine Bedenken oder Anregungen.“ 
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

Industrie- und 
Handelskam-
mer (IHK) 

„Zum gegenwärtigen Zeitpunkt trägt die 
IHK keine Bedenken oder Einwände vor. 
 

Kenntnisnahme 
 
 

  
X 



 Der Stöckachplatz soll als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt und 
ausnahmsweise die Errichtung einer bau-
lichen Anlage mit max. 30 m² Grundflä-
che und einer max. Gebäudehöhe von 
3,5 m für zulässig erklärt werden. Vorge-
sehen ist die Unterbringung einer öffentli-
chen Toilette und eines Kiosks. Wir regen 
dringend an, die sich im Zuge der Pla-
nung bietende Gelegenheit zu nutzen, 
den Stöckachplatz für die Entwicklung zu 
einem „Urban-Hub“ vorzusehen, der dar-
über hinaus auch eine Nutzung als logis-
tischer Knoten für die Feinverteilung von 
Gütern an Unternehmen und Privatper-
sonen zulässt. Speziell die drohenden 
Fahrverbote haben das Potenzial, im Be-
reich Neckartor die Erschließung und 
insb. die Güterfeinverteilung in diesem 
Bereich Stuttgarts erheblich erschweren 
zu können. Umso mehr sollte gerade an 
dieser Stelle Vorsorge getroffen werden, 
um alternative Logistikkonzepte über-
haupt umsetzen zu können. Auch wenn 
die Suche für ein Netz möglicher Standor-
te für solche „Urban-Hubs“ von Seiten der 
Stadt erst noch beauftragt werden soll 
und das City-Logistik-Konzept der Lan-
deshauptstadt ebenso noch nicht final 
vorliegt, plädieren wir dafür, diese Option 
im Bereich des Plangebiets zu sichern. 
 
Die IHK unterstützt das Zentren- und Ein-
zelhandelskonzept der Landeshauptstadt. 
Darin wird die Stärkung und Sicherung 
der definierten Versorgungszentren pos-
tuliert. Vor diesem Hintergrund begrüßt 
die IHK die Planung, die den Zweck hat, 
diesem für den Stuttgarter Osten wichti-
gen Platz wieder mehr von seiner ur-
sprünglichen städtebaulichen Funktion 
zurückzugeben. Die Nahversorgung am 
Stöckach hat in den vergangenen Jahren 
deutlich gelitten. Wir halten es deshalb für 
eine aussichtsreiche Konzeption, kleinere 
Läden mit einem Vollsortimenter an zent-
raler Lage zu kombinieren. 
 
Für Informationen über den weiteren Ver-
lauf der Planungen wären wir Ihnen 

Grundsätzlich 
wird die Einrich-
tung von „Ur-
ban-Hubs“ be-
grüßt und ge-
fördert, aller-
dings erscheint 
der Standort auf 
dem Stöckach-
platz als unge-
eignet, da die-
ser offen gestal-
tet werden soll 
und eine hohe 
Aufenthaltsqua-
lität gesichert 
werden soll. Die 
Integration ei-
nes „Urban-
Hubs“ in den 
Neubau ist je-
doch denkbar. 
Dies könnte 
über den Kauf-
vertrag geregelt 
werden. Diese 
Stellungnahme 
wird ans Amt für 
Liegenschaften 
und Wohnen 
weitergegeben. 



dankbar.“  
 

Landesnatur-
schutzverband 
Baden-
Württemberg 
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
 

 

Landeseisen-
bahnaufsicht 
BW 
 

Keine Einwände 
 
Keine weitere Beteiligung in diesem Ver-
fahren notwendig.  
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

NABU Stuttgart 
e. V.  
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
- 

 

Naturschutzbe-
auftragter Stutt-
gart 
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
- 

 

Regierungsprä-
sidium Stuttgart  
 

Kampfmittelbeseitigungsdienst 
 
„Aufgrund der ausgedehnten Kampfhand-
lungen und schweren Bombardierungen, 
die während des zweiten Weltkriegs statt-
fanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeg-
lichen Bau(planungs)maßnahmen eine 
Gefahrenverdachtserforschung in Form 
einer Auswertung von Luftbildern der Alli-
ierten durchzuführen. Alle nicht vorab 
untersuchte Bauflächen sind daher als 
potentielle Kampfmittelverdachtsflächen 
einzustufen.  
 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst Ba.-Wü. allerdings 
Luftbildauswertungen für Dritte zur Beur-
teilung möglicher Kampfmittelbelastungen 
von Grundstücken nur noch auf vertragli-
cher Basis kostenpflichtig durchführen. 
Diese Auswertung kann bei uns mittels 
eines Vordruckes beantragt werden.“ 
 
„Für das o. g. Verfahren wurde bereits zu 
einem früheren Zeitpunkt eine multitem-
porale Luftbildauswertung und weitere 
Maßnahmen für die Landeshauptstadt 
Stuttgart durchgeführt.“ 
 
„Die Luftbildauswertung bzw. andere Un-
terlagen ergaben Anhaltspunkte, die es 
erforderlich machen, dass weitere Maß-

 
 
Entsprechender 
Hinweis wurde 
in den Textteil 
aufgenommen. 
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nahmen durchgeführt werden.  
 
Über eventuell festgestellte Blindgänger-
verdachtspunkte hinaus kann zumindest 
in den bombardierten Bereichen das Vor-
handensein weiterer Bombenblindgänger 
nicht ausgeschlossen werden. In bom-
bardierten Bereichen und Kampfmittel-
verdachtsflächen sind i. d. R. flächenhafte 
Vorüberprüfungen zu empfehlen.“ 
 
„Im Untersuchungsgebiet und in dessen 
Nahbereich sind mehrere zerstörte Ge-
bäude erkennbar. Innerhalb des bombar-
dierten Bereichs können Bombenblind-
gänger nicht ausgeschlossen werden.“  
 
Raumordnung  
Aus raumordnerischer Sicht bestehen 
grundsätzlich keine Bedenken gegen den 
Bebauungsplan.  
 
Laut der Begründung ist allerdings ge-
plant, im Erdgeschoss des Gebäudes 
einen Vollsortimenter mit bis zu 900 m² 
Verkaufsfläche unterzubringen. Damit 
handelt es sich um einen großflächigen 
Einzelhandelsbetrieb. In diesem Zusam-
menhang möchten wir auf § 11 Abs. 3 
BauNVO verweisen, wonach großflächige 
Einzelhandelsbetriebe außer in Kernge-
bieten nur in für sie festgesetzten Son-
dergebieten zulässig sind. Sollte die Pla-
nung beibehalten werden, muss somit die 
Art der Nutzung geändert oder die Ver-
kaufsfläche verkleinert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Darüber hinaus sind die raumordneri-
schen Ge- und Verbote zum Einzelhandel 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterbrin-
gung eines Voll-
sortimenters mit 
bis zu 900 m² 
Verkaufsfläche 
ist keine Fest-
setzung des 
Bebauungs-
plans. Daher 
wurde in der 
Begründung die 
Formulierung 
„Vollsortimenter 
mit bis zu 900 
m² Verkaufsflä-
che“ geändert in 
„Lebensmittella-
den“. Die Art 
und Größe des 
Einzelhandels 
muss daher so 
dimensioniert 
werden, dass er 
in einem Misch-
gebiet zulässig 
ist.   
 
In der Begrün-
dung wurde ein 
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nach Plansatz 2.4.3.2 (Z) des Regional-
plans der Region Stuttgart zumindest in 
der Begründung zu behandeln. Außer-
dem ist darzulegen, warum sich der Be-
trieb außerhalb des Vorranggebiets für 
zentrenrelevante Einzelhandelsgroßpro-
jekte nach PS 2.4.3.2.3 (Z) befindet bzw. 
ob ein Fall des PS 2.4.3.2.2 (Z) Absatz 4 
vorliegt. Hiernach müsste der Einzelhan-
delsbetrieb ausschließlich der Grundver-
sorgung der Einwohner dienen.  
 
Wir regen deshalb an, den Entwurf in Be-
zug auf die Einzelhandelsthematik noch-
mals zu überarbeiten.  
 
Straßenwesen und Verkehr  
Ref. 46.1/Technische Aufsichtsbehörde 
für Straßenbahnen geht davon aus, dass 
die SSB AG in die Planungen eingebun-
den ist und bei der späteren Realisierung 
des Bebauungsplans aus betrieblichen 
Gründen beteiligt wird.  
 
Anmerkung:  
Abteilung 8 – Landesamt für Denkmal-
pflege – meldet Fehlanzeige.  
 
 

Bezug auf das 
Einzelhandels- 
und Zentren-
konzept der 
Landeshaupt-
stadt Stuttgart 
(2008) mit auf-
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
SSB AG wurde 
beteiligt 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

X 
 

Stadtwerke 
Stuttgart GmbH 
 

Keine Belange oder Einwendungen  
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

Netze BW 
GmbH 
 

Im Geltungsbereich befinden sich Anla-
gen der Netze BW (Gas und Wasser) 
sowie der Stuttgart Netze GmbH (Strom) 
und der EnBW AG (Fernwärme). Die La-
ge dieser Anlagen ist aus den beigefüg-
ten Bestandsplanausschnitten ersichtlich. 
 
Wir bitten Sie im Textteil des B-Panes 
zusätzlich unsere Gasversorgungsleitun-
gen der Netze BW (im nicht öffentlichen 
Straßenbereich) welche der Versorgung 
des Gebäudes, „Werastraße 138“ dient, 
zu berücksichtigen. Weiterhin bitten wir 
Sie, den Eigentümer der Netzstation von 
EnBW Regional AG in Stuttgart Netze 
GmbH zu ändern.  
 
Wir bitten Sie den Bauinteressenten (Pla-
nungsbüro) darauf hinzuweisen, dass er 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Wurde in Be-
gründung er-
gänzt. Nach tel. 
Rspr. ist eine 
Änderung des 
zeichnerischen 
Teils nicht er-
forderlich, da 
noch nicht ab-
gesehen wer-
den kann, wie 
das Gebäude 

 
X 

 



sich möglichst frühzeitig mit uns zur Pla-
nung der Versorgung in Verbindung setzt. 
Das vorhandene Signalkabel auf der ge-
planten Baufläche muss umverlegt wer-
den. Weiterhin ist die Versorgung des 
Gebäudes Werastraße 138 während der 
Bauphase mit Strom, Gas und Wasser 
aufrecht zu erhalten.  
  

Werastraße 138 
zukünftig an die 
Gasversorgung 
angeschlossen 
werden soll. 
Dass die Ver-
sorgung des 
Gebäudes Wer-
astraße 138 
zukünftig gesi-
chert bleibt, wird 
über den Kauf-
vertrag geregelt.  
 

Stuttgarter 
Straßenbahnen 
AG 
 

Keine Bedenken und Anregungen. Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

terranets bw 
GmbH 
 

Für Ihre Leitungsanfragen bei der terra-
nets bw GmbH, in diesem aktuellen, an-
gefragten Bereich, möchten wir Sie bitten 
unseren unten aufgeführten Link zur kos-
tenlosen Online-Leitungsauskunft zu nut-
zen: 
  
https://www.online-leitungsauskunft.net/ 
  
Bitte melden Sie sich einmalig an, und 
senden bitte die ausgefüllte und unter-
schriebene Nutzungsvereinbarung an uns 
zurück, sie erhalten dann in Kürze ein 
Passwort. Mittels unserer Online-
Leitungsauskunft, erhalten Sie zukünftig 
schnellstmöglich Nachricht, ob im fragli-
chen Bereich Leitungen unseres Unter-
nehmens vorhanden sind.  
  
Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie in 
Zukunft diesen Dienst nutzen würden. 
 
 

Kenntnisnahme 
 

X  

Unitymedia 
GmbH 
 

Im Planbereich liegen Versorgungsanla-
gen der Unitymedia BW GmbH. Wir sind 
grundsätzlich daran interessiert, unser 
glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neubau-
gebieten zu erweitern und damit einen 
Beitrag zur Sicherung der Breitbandver-
sorgung für Ihre Bürger zu leisten. 
  
Ihre Anfrage wurde an die zuständige 
Fachabteilung weitergeleitet, die sich mit 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 



Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung 
setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns 
am Bebauungsplanverfahren weiter zu 
beteiligen.  
 

Verband Region 
Stuttgart 
 

Der vorliegende Bebauungsplan sieht die 
Neugestaltung des Stöckachplatzes in 
Stuttgart vor. Geplant ist die die Ansied-
lung eines Vollsortimenters mit bis zu 900 
m² Verkaufsfläche und zwei kleinere Lä-
den. In den Obergeschossen sollen rund 
40 Wohnungen entstehen. Es kann auf 
Grund der bestehenden Einzelhandels- 
und Gebietsstruktur davon ausgegangen 
werden, dass die Ansiedlung des vorge-
sehenen Einzelhandelsbetriebes keine 
Wirkung entfaltet, die über die wohnort-
nahe Versorgung hinausgeht. 
Der Planung stehen regionalplanerische 
Ziele nicht entgegen. 
 

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

Verkehrs- und 
Tarifverbund 
Stuttgart GmbH 
 

Gegen die Aufstellung des o.g. Bebau-
ungsplans haben wir keine Einwände. 
  
In der Begründung des Bebauungsplans 
ist auf Seite 8 unter „Verkehr – Anbin-
dung“ die sehr gute ÖPNV-Anbindung 
des Planbereichs dargestellt. Hier nur ein 
ergänzender Hinweis: Die Haltestelle 
„Stöckach“ wird neben den dargestellten 
Stadtbahn-Linien auch von den beiden 
Nachtbuslinien N4 und N6 bedient.  
 

Wurde ergänzt X  

Verschöner-
ungsverein 
Stuttgart e. V. 
 

Keine Stellungnahme abgegeben.  
- 

 
 

 

Zweckverband 
Bodenseewas-
serversorgung 

Keine Bedenken. 
Weitere Beteiligung am Verfahren ist 
nicht erforderlich.  

 
Kenntnisnahme 
 

 
X 

 

 


